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(Nr. 11295.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Förderung der 
Landeskultur und der inneren Koloniſation. Vom 28. Mai 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Ss . 
Der Staatsregierung werden zur Förderung der Landeskultur und der 
inneren Koloniſation 25 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt. 


| 2: 

Von diefer Summe find beſtimmt: 

1. 12 Millionen Mark zur Urbarmachung von fiskaliſchen Mooren; 

2. 3 Millionen Mark zur Ausführung von Meliorationen auf Domänen⸗ 
vorwerken und anderen Domänengrundſtücken; 

3. 10 Millionen Mark zur Beteiligung des Staates mit Stammeinlagen 
bei gemeinnützigen Anſiedlungsgeſellſchaften. Bis zur Verwendung zu 
Stammeinlagen kann dieſer Bekrag auch zur Gewährung von Zwiſchen⸗ 
kredit bei der Errichtung von Nentengütern benutzt werden. Nüd- 
einnahmen, Gewinnanteile und Zinſen fließen dem Fonds wieder zu; 
Gewinnanteile von Stammeinlagen bei Anſiedlungsgeſellſchaften dürfen 
dieſen zu anderen Zwecken der inneren Koloniſation belaſſen werden. 


§ 3. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 er⸗ 
forderlichen Summe Schuldverſchreibungen auszugeben. An Stelle der Staats- 
Geſetzſammlung 1913. (Mr. 1129511296. 50 
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ſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben werden. 
Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von 
Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 
Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. 

Die Verzinfung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 
Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, zu 
welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz, 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung 
der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher 
Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. 
S. 43) und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . 


Gegeben Neues Palais, den 28. Mai 1913. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11296.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Celle nach Braunſchweig. Vom 13. Januar 1912. 


N Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog Johann 
Albrecht zu Mecklenburg, Regent des Herzogtums Braunſchweig, haben zum Zwecke 
einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Celle nach Braun⸗ 
ſchweig zu Bevollmächtigten ernannt: 
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Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Wilhelm Sprengell, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Paul Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Dr. Ernſt Schneider; 


Seine Hoheit der Herzog Johann Albrecht zu Mecklenburg, 
Regent des Herzogtums Braunſchweig: 
Höchſtihren Finanzpräſidenten Dr. Rudolf Zimmermann, 
Höchſtihren Geheimen Baurat Karl Breuſt, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats⸗ 
vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Celle nach Braunſchweig für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geſtattet der Königlich 
Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres 
Staatsgebiets. 


Artikel II. 

Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge einſchließlich der Dampfwagen lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, die indes bezüglich der Führung der Bahn und der An⸗ 
legung von Stationen in dem braunſchweigiſchen Staatsgebiet etwaige beſondere 
Wünſche der Herzoglichen Regierung tunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt 
die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe 
die Herſtellung von Wegübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vor⸗ 
flutanlagen und Seitenwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der 
Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten. 

Sollte nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Bedürfniſſes 
die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe oder öffentlicher Wege, welche die geplante 
Eiſenbahn kreuzen, von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung angeordnet 
oder genehmigt werden, ſo wird zwar preußiſcherſeits gegen die Ausführung der⸗ 
artiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden; die Herzogliche Regierung 
verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der 
Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung 
ein Koſtenaufwand erwächſt. 

Artikel III. 

Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 m zwiſchen den Schienen betragen. 

Die Bahn wird vorläufig nur eingleiſig ausgeführt werden. Die Königlich 
Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die Bahn nach den Beſtimmungen der 
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Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904, gültig vom 
1. Mai 1905 ab, und den dazu etwa künftig ergehenden, ergänzenden oder ab⸗ 
ändernden Beſtimmungen als Nebenbahn herzuſtellen und zu betreiben. 


Artikel IV. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung übernimmt für den Fall der 
Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Bahn — in An⸗ 
erkennung der für die betreffenden Teile ihres Staatsgebiets hiermit verknüpften 
Vorteile — die Verpflichtung: 

1. den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb ihres Landesgebiets der Königlich Preußiſchen Regierung un⸗ 
entgeltlich zur Verfügung zu ftellen; 

2. die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege unent⸗ 

geltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens 
und Betriebs der Bahn zu geſtatten. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſamte, zur Herſtellung der Bahn einſchließlich der Stationen und aller 
ſonſtigen Anlagen ſowie auf das für Seitenentnahmen, Seitenwege, Sicherheits⸗ 
ſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Anderung von Wegen oder 
Waſſerläufen uſw. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmun⸗ 
gen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der benachbarten 
Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr uſw. für notwendig erachtete, der 
Enteignung unterworfene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten und Gerech⸗ 
tigkeiten. Die Überweiſung des Grundeigentums nebſt Rechten und Gerechtig⸗ 
keiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſenbahnver⸗ 
waltung auch Kulturentſchädigungen ſowie Erſatzleiſtungen für Wirtſchaftser⸗ 
ſchwerniſſe nicht zu tragen ſind und die für den Bau der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke frei von Pfandrechten, anderen dinglichen Laſten, Abgaben und Ge⸗ 
bühren, die dauernd erforderlichen in das Eigentum, die vorübergehend erforder⸗ 
lichen für die Dauer des Bedürfniſſes, in die Benutzung des Preußiſchen Staates 
übergehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Ver⸗ 
ſteinung des überwieſenen Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau- 
plans und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grund⸗ 
ſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, 
deren Eigentümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich ange— 
ordneten Anlagen ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigentum in Frage 
ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 
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Binnen einer angemeſſenen, acht Wochen tunlichſt nicht überſchreitenden 
Friſt nach Vorlage des betreffenden Auszugs iſt die Eiſenbahnverwaltung in den 
Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Deren Überweifung erfolgt nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des braunſchweigiſchen Geſetzes vom 13. September 1867 
Nr. 78, die Ausmittelung der Entſchädigungen bei Expropriationen betreffend. 
Zu dem Zwecke wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung der Königlich 
Preußiſchen Regierung rechtzeitig das Enteignungsrecht erteilen. Nach deſſen Er⸗ 
teilung wird die Königlich Preußiſche Regierung eine ihr von der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung bezeichnete braunſchweigiſche Behörde mit ihrer Vertretung 
in den dieſerhalb erforderlichen Verhandlungen bevollmächtigen. 

Vergleiche über Grundentſchädigungen ſind ausſchließlich von dieſer Behörde, 
vorbehaltlich der Genehmigung der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung, ab- 
zuſchließen. Wird letztere verſagt, jo iſt das förmliche Enteignungsverfahren 
durchzuführen. 

Den im Enteignungswege für den Grunderwerb uſw. erwachſenden Auf⸗ 
wand einſchließlich der Koſten des Verfahrens trägt die Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſche Regierung. 

Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen 
der Übertragung dieſer ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 übernommenen 
Verpflichtung auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden uſw. mit letzteren 
ſich zu verſtändigen; ſie bleibt indes auch bei einer derartigen Übertragung für 
die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen Regierung 
verhaftet. 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Herſtellung, 
Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe 
Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Erweite⸗ 
rung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur 
Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, fo wird die Herzoglich Braunſchweigiſche 
Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen 
Grund und Bodens, auf die ſich die Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 
des Vertrags nicht bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht erteilen, inſoweit 
es nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, 
und für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren 
Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen als diejenigen, welche bei Ent⸗ 
eignungen in dem Herzogtume Braunſchweig jeweilig Geltung haben. Für die 
Verhandlungen, die zur Übertragung des Eigentums oder zur Überlaffung in die 
Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, 
namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen 
der Gerichte zu erſtatten und tritt im übrigen Freiheit von Stempel⸗ und 
Gerichtsgebühren ein. 
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Artikel VI. 

Bezüglich der Landeshoheit über die im Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Gebiete belegene Strecke ſowie bezüglich der Ausübung des Aufſichtsrechts finden 
die Beſtimmungen in den Artikeln IV, V und VI des unterm 27.0. Juni 1884 
abgeſchloſſenen Staatsvertrags zwiſchen Preußen und Braunſchweig, betreffend 
die anderweite Regelung der Verhältniſſe der die beiderſeitigen Gebiete berührenden 
Eiſenbahnen, entſprechende Anwendung. 


Artikel VII. 


Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlcch der Difziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Regierung, im übrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 


Artikel WIII. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet ſich, von der den 
Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Eiſenbahn und dem zu derſelben gehörigen 
Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteue⸗ 
rung derſelben zugunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände 
zuzulaſſen. 


Artikel IX. 


Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Braunſchweigiſche Staats⸗ 
gebiet entfallenden Bahnſtrecke wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung, 
ſolange die Bahn im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich 
befindet, nicht in Anſpruch nehmen. 


Artikel X. 


Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 


Artikel XI. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
Be werden. Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden foll in Berlin 
erfolgen. 


„„ 
Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten den Vertrag unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. 
So geſchehen zu Berlin, den 13. Januar 1912. 
(L. S.) Sprengell. (L. S.) F. W. R. Zimmermann. 


(L. S.) Goetſch. (L. S.) Breuſt. 
(L. S.) Dr. Schneider. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1913, betreffend die Genehmigung 
der von der Generalverſammlung der Neuen Pommerſchen Landſchaft 
für den Kleingrundbeſitz am 13. Dezember 1912 beſchloſſenen Anderungen 
der Satzung dieſer Landſchaft, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung in Stettin Nr. 22 S. 229, ausgegeben am 
31. Mai 1913, | 

der Königl. Regierung in Köslin Nr. 21 S. 155, ausgegeben am 
24. Mai 1913, und 

der Königl. Regierung in Stralſund Nr. 22 S. 125, ausgegeben 
am 31. Mai 1913; 

2. das am 15. April 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Egel⸗ 
Waſſergenoſſenſchaft in Borgentreich im Kreiſe Warburg durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung in Minden Nr. 22 S. 171, ausgegeben am 
31. Mai 1913; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. April 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Danziger Höhe für die Anlagen zur 
Übertragung und Verteilung des von der Kraftſtation bei Straſchin⸗ 
Prangſchin erzeugten elektriſchen Stromes innerhalb eines Teiles des 
Kreiſes Danziger Niederung, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
in Danzig Nr. 22 S. 177, ausgegeben am 31. Mai 1913; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 29. April 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Rendsburg für die Anlage einer 
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Kleinbahn von Hohenweſtedt nach Schenefeld, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 243, ausgegeben am 
51. Mai 1913; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 29. April 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Allgemeine Deutſche Kleinbahngeſellſchaft, 
Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Anlage einer aus der Linie von 
Trampenau nach Neuteicher Hinterfeld und Bröske des Neuteich⸗Lieſſauer 
Kleinbahnnetzes abzweigenden Erweiterungsſtrecke nach Prangenau, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Danzig Nr. 22 S. 177, aus- 
gegeben am 31. Mai 1913; 

6. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Mai 1913, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Heide für die Anlage eines 
Exerzierplatzes, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Schleswig 
Nr. 23 S. 243, ausgegeben am 31. Mai 1913, 

7. der Allerhöchſte Erlaß vom 14. Mai 1913, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Oſterburg-Deutſch 
Pretzier in Oſterburg für die Anlage einer Kleinbahn von Oſterburg nach 
Deutſch Pretzier, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Magde⸗ 
burg Nr. 23 S. 229, ausgegeben am 7. Juni 1913, 

8. das am 14. Mai 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Siegen⸗ 
dorfer Bewäſſerungsgenoſſenſchaft in Siegendorf im Kreiſe Goldberg⸗ 
Haynau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Liegnitz Nr. 24 
S. 181, ausgegeben am 14. Juni 1913, 

9. der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Mai 1913, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Zweckverband „Waſſerwerk Alt Diedersdorf⸗ 
Charlottenhof im Kreiſe Landsberg a. W. für die Anlage eines Waſſer⸗ 
hochbehälters und eines Fußſtegs ſowie für die Benutzung eines Weges 
und einer Parzelle zur Heranſchaffung der Baumaterialien, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 23 S. 177, 
ausgegeben am 7. Juni 1913. 
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